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Protokoll 8. GR-Sitzung am 14. Dezember 2023 
 

Bürgermeister Walter Reinthaler eröffnet die 8. Gemeinderatssitzung des Jahres 
2023 um 18:33 Uhr und begrüßt Schriftführerin VB Nadine Reinthaler und Buchhalter 
Robert Eßl sowie die anwesenden Mitglieder des Gemeinderates. Erkrankt sind AL 
Christoph Reinthaler und die vorgesehene Schriftführerin Vanessa Wiesner 
 
Ich stelle fest, dass 
• die Sitzung am 7. Dezember 2023 durch Verständigung und Übermittlung der Ta-

gesordnung einberufen und an die Gemeinderatsmitglieder ergangen ist. 

• die Niederschrift über die letzte Sitzung des Gemeinderates vom 23. Oktober 
2023 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden aufgelegen ist, während 
der Sitzung noch aufliegt und gegen diese Niederschrift bis zum Sitzungsschluss 
Einwendungen eingebracht werden können, andernfalls das Protokoll als ange-
nommen betrachtet wird. 

• die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 

• ich als Vorsitzender auf § 64 der OÖ Gemeindeordnung verweise, wonach Mit-
glieder des Gemeinderates ihre Befangenheit selbst wahrzunehmen und dies am 
Beginn der Beratung des Tagesordnungspunktes zu erklären haben. 

 
 
Abänderung der Tagesordnung: 
( ) Geheime Beratung 
Ich stelle den Antrag, diesen TOP gem. § 53 Abs. 2 unter Ausschluss der Öffentlich-
keit in geheimer Sitzung im Anschluss an diese Sitzung zu beraten. 
• (Antrag BGM oder mindestens 3 GMR und Beschluss des GMR) 
 
( ) Änderung der Tagesordnung: 
 
 
( ) Dringlichkeitsantrag:  
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1. Bürgerfragestunde – Vorsitz FPÖ 
 
Anwesende VD Luisa Horn und Anita Dick klärten einige Probleme bezüglich Zu-
sammenarbeit zwischen Gemeinde und Volksschule. 
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2. Kassenkredit 2024 
Die Öffnung der Angebote erfolgte am 1. Dezember 2023 um 11.15 Uhr im Gemein-
deamt. Der Kassenkredit der Gemeinde Ort im Innkreis für das Jahr 2024 wurde im 
November mit einer Darlehenssumme von € 600.000,00 ausgeschrieben. 
Zur Angebotseröffnung langten von 4 angeschriebenen Kreditinstituten 2 Angebote 
laut Angebotseröffnungsprotokoll ein. Als Bestbieter ging die Sparkasse Ried-Haag 
hervor.  
Der Gemeindevorstand empfiehlt das Darlehen für den Kassenkredit in der Höhe von 
EUR 600.000, - bei der Sparkasse Ried-Haag aufzunehmen. 
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Beratung: 
GR Mayr Ernst: Beim Angebot, steht ein Zinssatz von 4,448, im, von Robert Eßl aus-
gefülltem Spiegel steht 3,448, Gehört berichtigt. 
Von der Reihung ändert sich trotzdem nichts, weil *) 3 Monat Euribor 3,968% 2023. 
Der Vorsitzende BGM Walter Reinthaler bittet die Gemeinderatsmitgliedern zukünftig 
vorab die gröberen Fragen zu klären. 
Die Darlehensurkunde ist noch nicht da, diese wird nächstes mal beschlossen. 
 
 
Antrag 1:  Der Antrag lautet, den Kassenkredit für das Finanzjahr 2024 in 

der Höhe von € 600.000, - zu den vollinhaltlich zur Kenntnis 
gebrachten Bedingungen an die Sparkasse Ried-Haag zu ver-
geben. Als Zeichen der Zustimmung, bitte ich um ein Handzei-
chen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 9 Zustimmen 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: GR Peter Badergruber, GR Martin Wiesner, GR Ernst Mayr  
 
 
Antrag 2:  Der Antrag lautet, der vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachten 

Darlehensurkunde zum oben abgeführten Kassenkredit der 
Sparkasse Ried-Haag die Zustimmung zu erteilen. Als Zeichen 
der Zustimmung, bitte ich um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: Wird bei der nächsten GR Sitzung beschlossen. 
Zustimmung: keine 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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3. Hebesätze 2024 
Der Gemeindevorstand hat sich in seiner Sitzung vom 4. Dezember 2023 mit den 
Hebesätzen befasst. Bürgermeister Walter Reinthaler und Buchhalter VB Robert Eßl 
haben sich im Vorfeld mit den aktuellen Hebesätzen auseinandergesetzt und ent-
sprechende Berechnungen durchgeführt.  
Darin berichtet der Vorsitzende, dass die allgemeine Teuerung auch vor der Ge-
meinde und ihren Aufgaben nicht haltgemacht hat (Lohnkostensteigerung um ca. 
9,5%, Energiekostensteigerungen, Teuerung der Materialien, …). 
 
Jedenfalls erscheint es notwendig, entsprechende Erhöhungen der Hebesätze zu 
beschließen: z. B. VPI von September 2018 bis September 2023 = 24 % 
 
• Hundeabgabe: 

Die Hundeabgabe mit aktuell € 20,- entspricht derzeit dem niedrigst möglichen 
Tarif. Härteausgleichsgemeinden müssen pro Hund mindestens € 50,- einheben. 
Der Durchschnittstarif von ca. 20 Gemeinden aus den Bezirken Ried im Innkreis 
und Schärding liegt bei € 39,-/Hund.  
In der Gemeinde Ort im Innkreis gibt es aktuell fast genau 100 Hunde. Mit dieser 
Gebühr wird auch ein Teil des Aufwandes (Hundekotsackerl, Müllentsorgung 
samt Arbeitsstunden des Bauhofes) gedeckt. Der Gemeindevorstand hat sich da-
für ausgesprochen, die Hundeabgabe ab 2024 mit € 35,- einzuheben. 

• Transportkostenbeitrag: 
Der Elternbeitrag für den Kindergartentransport in der Höhe von € 15,-
/Kind/Monat muss angehoben werden, da hier ein beträchtlicher Abgang trotz 
Landeszuschuss zu verzeichnen ist. (Im Vergleich mit Eltern die ihr Kind selbst 
mit dem PKW zum Kindergarten bringen, ist der Betrag, der nun eingehoben wer-
den soll noch günstiger.) Mindestbeitrag für Härteausgleichsgemeinden ist € 25,-
/Kind/Monat. 
Der Gemeindevorstand hat sich dafür ausgesprochen, den Elterntarif für den Kin-
dergartentransport ab 1. Jänner 2024 von derzeit € 15,-/Kind/Monat auf € 25,-
/Kind/Monat anzuheben. Eine Geschwisterermäßigung ist nicht vorgesehen. Ak-
tuell werden 17 Kindergartenkinder, davon 2 aus dem Gemeindegebiet Lam-
brechten mit dem Bus transportiert.  
Trotz dieser geplanten Erhöhung bleibt nach Abzug der vom Land erfolgten 
Transferzahlungen ein Abgang von ca. € 13.400, - in diesem Bereich, was einen 
Abgang von ca. € 780,-/Kind/Jahr bedeutet. 

• Wasserbenützungsgebühr: 
Die Wasserbenützungsgebühr beträgt aktuell € 1,67/m³ netto oder 1,84/m³ brutto. 
Sie ist seit 2018 nicht mehr erhöht worden. Der Mindestbeitrag für Härteaus-
gleichsgemeinden beträgt 0,60 € mehr bzw. € 2,27 netto. 
Der Gemeindevorstand hat sich dafür ausgesprochen, dass die Wasserbenüt-
zungsgebühr je 1 m³ auf € 1,82 netto bzw. € 2,00 brutto angehoben werden soll. 

• Kanalbenützungsgebühr: 
Auch bei der Kanalbenützungsgebühr kommt in unserer Gemeinde aktuell die 
vom Land Oö. festgesetzte Mindestgebühr von in der Höhe von € 4,11/m³ netto 
bzw. 4,52/m³ brutto zur Vorschreibung. Auch diese Gebühr ist seit Jahren nicht 
mehr erhöht worden. Aufgrund der anstehenden Kanalsanierung erscheint eine 
moderate Erhöhung auch zur Bildung von zweckgebundenen Rücklagen für mit 
Sicherheit anstehende Sanierungen gerechtfertigt. Der Mindestbeitrag für Härte-
ausgleichsgemeinden müsste um € 1,00/m³ höher angesetzt werden. 
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Der Gemeindevorstand hat sich dafür ausgesprochen, dass die Kanalbenüt-
zungsgebühr je 1 m³ um 0,20 € netto, also € 4,31 bzw. 0,23 € brutto auf € 4,75 zu 
erhöhen. 
Die Erhöhung der Wasser- und Kanalbenützungsgebühr um insgesamt € 
0,39 bedeutet, dass ein Haushalt, der 100 m³ Wasser verbraucht, im Jahr 
2024 für Wasser und Kanal insgesamt € 39,- pro Jahr oder € 3,25 pro Monat 
mehr an Gebühr zu entrichten hat. Eine prozentuelle Steigerung um 6%. 

• Mindestanschlussgebühr Wasser- und Kanalanschluss: 
Die Mindestanschlussgebühren für den Wasser- und Kanalanschluss sind Vorga-
ben des Landes Oö. Es werden hier die jährlichen Mindestsätze des Land Oö. 
übernommen und vorgeschrieben. 
Für 2024 beträgt die Wassermindestanschlussgebühr € 2.752,20 brutto und die 
Kanalmindestanschlussgebühr € 4.591,40 brutto. 

• Müllgebühren: 
Die Müllgebühren sollen aufgrund der Vorgaben des BAV‘s ebenfalls zur Kosten-
deckung moderat angehoben werden. 
Der Gemeindevorstand hat sich dafür ausgesprochen, die Müllgrundgebühr (1x 
pro Jahr) von derzeit € 13,- brutto um € 1,- auf € 14,- brutto anzuheben. 
Ebenfalls sollen die Entleerung pro Mülltonne ebenfalls um € 1,- angehoben wer-
den. Bei der 90 l Tonne mit Biotonne im Haushalt erhöht sich die Gebühr daher 
auf € 14,-/Entleerung, bei der 90 l Tonne ohne Biotonne im Haushalt erhöht sich 
die Gebühr auf € 13,-/Entleerung. Die Gebühr für die Entleerung eines 800 l Müll-
containers soll auf € 135,-/Entleerung, jene eines 1100 l Containers auf € 175,-
/Entleerung angehoben werden. 

 
Auch wenn diese notwendigen Erhöhungen eine zusätzliche finanzielle Belastung 
unserer Bürger/innen darstellen, haben wir in unserer Verantwortung als gewählte 
Organe auch auf die finanzielle Gebarung insgesamt zu sehen.  
 
Wir versuchen mit dieser nachvollziehbaren und moderaten Anpassung der Gebüh-
ren unsere Aufgaben als Kommune auch in Zukunft positiv erledigen zu können. 
Die Hebesätze für das Jahr 2024 sehen wie folgt aus: 
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Beratung: 
Die Gemeinderäte diskutierten über das Thema Transportkosten. Eventuell eine Info 
in die Gemeindezeitung von dem Abgang von € 780,- pro Kind. 
2026 wird eine Kostendeckung vom Land festgelegt. Zukünftig soll eine Geschwis-
terpaar Begünstigung von 50% (bei Orter und Auswertige) bei der Kindergartenord-
nung angepasst werden (Juli GR-Sitzung). 
 
 
Antrag: Ich stelle den Antrag, die Hebesätze für Gemeindesteuern und 

die Mindestgebühren für das kommende Haushaltsjahr 2024 in 
der vorliegenden Form zu beschließen und ersuche dazu als 
Zeichen der Zustimmung um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmen (einstimmig) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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4. Prioritätenreihung 
In der Gemeindevorstandssitzung und auch in der Prüfungsausschusssitzung wurde 
über der vorliegenden Prioritätenreihung gesprochen. Wichtig ist, dass geplante Pro-
jekte in diese Reihung aufgenommen werden bzw. sind. Die Umreihung kann bei 
Notwendigkeit jederzeit auch durch einen neuerlichen Beschluss des Gemeinderates 
vorgenommen werden. Angesprochen wurde auch, dass für die FF Ort im Innkreis 
mehrere Projekte anstehen und dass, insgesamt (sollten die Projekte auch so in An-
griff genommen werden) dies nur durch Aufnahme zusätzlicher Darlehen möglich 
sein wird, was auch zu einer wesentlich höheren Pro/Kopf-Verschuldung unserer 
Bürger führen wird. 
 
Folgender Vorschlag wird für die Prioritätenreihung 2024 gemacht. 
 
Prioritätenreihung Gemeinde Ort im Innkreis: 
1. Neubau Feuerwehrzeughaus Ort im Innkreis 
2. Ersatzbeschaffung MTF/KDO FF Ort im Innkreis 
3. Lückenschluss WVA Ort/WG Osternach 
4. Spielplatzsanierungen Ort und Osternach 
5. Ersatzbeschaffung TLF FF Ort im Innkreis 
6. Kanalsanierung BA09 
7. Straßenbau 2023-2025 
8. Kindergartenerweiterung 
9. Dachsanierung Volkschule und MZH 
10. Dachsanierung altes Feuerwehrzeughaus 
11. Neubau Leitner Brücke 
12. Erweiterung Proberaum Pfarrmusik 
 
Zu 1)  Neubau des FF Zeughauses bereits in der Planungsphase, aktuell entspricht 

die Planung hinsichtlich der Kubatur bzw. der Fläche noch nicht dem 
Raumerfordernisvorgaben des Landes Oö. bzw. des LFK; Anpassungen 
werden bereits vorgenommen. Kostenschätzung aktuell bei ca. € 2,5 Mio. 
brutto. 

Zu 2) Notwendige Ersatzbeschaffung aufgrund des schlechten Zustandes des 
Fahrzeugs. § 57a Überprüfung wird 2024 wahrscheinlich keine Verkehrstüch-
tigkeit mehr ergeben. Grundsatzbeschluss wurde am 13. November 2023 zur 
Ersatzbeschaffung vom Gemeinderat gefasst. Kostenvoranschlag für Neu-
fahrzeug ca. € 62.000, - brutto; Beitrag FF Ort € 10.000, -; LFK € 5.000, -; 
NOVA wird rückvergütet. Kosten für die Gemeinde aktuell ca. € 37.000, -. 
Hier ist es ausreichend, das Förderansuchen bis zu 1 Jahr vor dem Ankauf 
einzureichen. 

Zu 3) Lückenschluss WVA Ort mit WG Osternach zur Notversorgung des Versor-
gungsbereichs der WG Osternach – ca. 420 Laufmeter und Übergabe-
schacht; Kosten insgesamt ca. € 166.000 brutto, Kostenteilung zu 50/50 % - 
WG Osternach würde ihren Anteil in 5 Jahren zurückzahlen; Vorfinanzierung 
durch die Gemeinde 
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Zu 4) Spielplatzsanierungen in Ort und Osternach – Vergabe in der heutigen Sit-
zung; Teilung in 2 Teilbereiche Ort und Osternach; aktuelle Kosten laut 
Vergabespiegel bei € 166.500, - brutto; Förderung von 35% möglich.  

  
Zu 5) Laut LFK ist das TLF A der FF Ort nach 30 Jahren aus dem dienstbaren 

Stand auszuscheiden, was im Oktober 2027 der Fall wäre. Als Ersatz wäre 
ein so genanntes RLF-A 2000 vorgesehen. Hier sind lt aktuellem Beschaf-
fungsprogramm des LFK OÖ als Normkosten für FF-Fahrzeuge und die 
Pflichtausrüstung folgende Kosten gelistet. (Stand 17.11.2021) – Gesamtkos-
ten Fahrzeug samt Pflichtausrüstung € 444.800,- und zusätzliche Kosten der 
förderbaren Pflichtausrüstung mit € 56.400,- angeführt. Sprich man kann von 
Normbeschaffungskosten idH von € 500.000,- inkl. MWSt (Stand 2022) aus-
gehen.   

 Um weitere Planungen durchführen zu können, ist dieses Vorhaben ebenfalls 
gelistet, da lt Vorgaben des LFK OÖ bei einem geplanten Ankauf von Fahr-
zeugen 3-4 Jahre vor dem Ankauf das Förderansuchen samt Gemeinderats-
beschluss einzureichen ist. 

  
 
Beratung: 
Es wurde angeregt bzw. zur Diskussion gestellt ein gebrauchtes KDO Fahrzeug an-
zukaufen, selber umbauen und selber lackieren (wie die FF Osternach). 
Das aktuelle Fahrzeug hat eine durchschnittlich jährliche Kilometerleistung von ca. 
600km, trotzdem muss ein aufgrund der gesetzlichen Vorgaben nach 30 Jahren ein 
neues Fahrzeug angeschafft werden. 
 
 
Antrag: Mein Antrag lautet, der zur Kenntnis gebrachten Prioritätenrei-

hung die Zustimmung zu erteilen und ersuche dazu um ein 
Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 11 Zustimmen (GR Josef Standhartinger war nicht im 
 Gemeinderatssaal, daher fehlt eine Stimme) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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5. Änderung Dienstpostenplan 
 

 
 
Erläuterungen zur Dienstpostenplanänderung 2023/2024: 
Die Anpassungen im Kindergarten erfolgten aufgrund von gesetzlichen Änderungen! 
 
Verwaltung:  
In der Verwaltung ergeben sich gegenüber den letzten Dienstpostenplan keine Ände-
rungen  
 
Kindergarten: 
KBP 4,70 PE: Durch den Wegfall der Aufbaustunden ist eine Erhöhung um 0,17 PE 
notwendig. Die restlichen 0,13 PE dienen als Reserve damit bei kleinen Stundenän-
derungen nicht ein neuer Dienstpostenplan beschlossen werden muss, sondern der 
Vorstand dies entscheiden kann. 
GD22 2,30 PE: Wie bereits oben angeführt ist durch den Wegfall der Aufbaustunden 
eine Erhöhung um 0,20 PE notwendig. Derzeit sind 2,17 Personaleinheiten besetzt. 
Die restlichen 0,13 PE dienen bei kleineren Stundenanpassungen als Reserve. 
VBI/d 0,75 PE Dieser Posten wurde um 1,5 Stunden erhöht und ist ad personam An-
drea Brunninger 
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Handwerklicher Dienst: 
Im Handwerklichen Dienst ergeben sich gegenüber dem letzten Dienstpostenplan 
keine Änderungen. 
 
Nachmittagsbetreuung VS: 
Bei der Nachmittagsbetreuung VS ergeben sich ebenfalls keine Änderungen. 
 
Beratung: 
Der Vorsitzende BGM Walter Reinthaler und der Buchhalter Robert Eßl erläuterten 
den Dienstpostenplan genauer. Keine weiteren Wortmeldungen. 
 
 
Antrag: Mein Antrag lautet, dem Dienstpostenplan in der zur Kenntnis 

gebrachten Form die Zustimmung zu erteilen. Als Zeichen der 
Zustimmung ersuche ich um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmen (einstimmig) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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6. Voranschlag 2024 
Das Positive: 
Der Voranschlag für das kommende Jahr 2024 wird in unserer Gemeinde aufgrund 
der bis dato vorliegenden Zahlen (Summe Einnahmen/Ausgaben € 3.885.900) aus-
geglichen erstellt werden können.  
Wir werden zumindest im Jahr 2024 noch keine Härteausgleichsgemeinde werden, 
da auch unsere Finanzkraft wieder gestiegen ist. Am 4. Dezember 2023 (!!!) am 
Nachmittag sind von der IKD wesentliche Faktoren für die Voranschlagserstellung 
übermittelt worden (Höhe des Krankenanstaltenbeitrags wird um 7,41 % erhöht, aus 
dem Zukunftsfond des neuen Finanzausgleichs erhält unsere Gemeinde € 35.781,65 
– diese Mittel sind für die Kinderbetreuungseinrichtungen vorgesehen.) 
 
Das Negative: 
Wie wahrscheinlich aus den Medien bekannt, ist die Erstellung des Voranschlags für 
das Haushaltsjahr 2024 eine Herausforderung für die Kommunen und laut aktuellem 
Stand werden im finanzstarken Bezirk Ried im Innkreis 13 von gesamt 36 Gemein-
den im kommenden Jahr ihren Voranschlag nicht mehr ausgleichen können und so 
genannte Härteausgleichsgemeinden mit all den Konsequenzen hinsichtlich der 
freien Gestaltung als Gemeinde sein.  
Dies aber nicht, weil die Bürgermeister oder Gemeinderäte über ihre finanziellen 
Verhältnisse wie die Maden im Speck gelebt haben und das Geld zum Fenster hin-
ausgeworfen haben. Es sind dies, und ich habe es hier und auch in bezirksweiten 
Verbänden schon mehrmals geschrieben und gesagt, die Vorgaben des Bundes und 
des Landes, die unsere finanziellen Möglichkeiten massiv einschränken. 
Noch heuer in der SHV-Vorstandssitzung wurde davon gesprochen, dass der Bezirk 
Ried im Innkreis bei einem Budget von ca. € 65 Mio. auch im kommenden Jahr den 
so genannten Hebesatz von 24,9% halten könne. Schon wenige Wochen später kam 
die Hiobsbotschaft, dass der Hebesatz für 2024 im Bezirk Ried im Innkreis aufgrund 
von Kostensteigerungen (Lohnerhöhungen von mehr als 9 %, allgemeine Teuerung, 
explosionsartige Steigerungen in der Kinder- und Jugendhilfe, …) auf 27 %, bzw. um 
2,1 % erhöht werden müsse, um das Budget 2024 mit Ausgaben von nun 75 Mio. 
Euro erstellen zu können.  
Dieser SHV Hebesatz von 27 % bedeutet für unsere Gemeinde in einem Jahr eine 
Steigerung unserer SHV Abgabe um € 92.738, -, also auf gesamt € 549.592, -. Im 
Vergleich zum Vorjahr waren es € 456.854, -. Um den wirklichen Ernst der Lage ver-
ständlich zu machen, die Zahlen des Mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanes des 
SHV  die Hebesätze für 2025 = 30,1%, für 2026 = 30,85% und für 2027 = 30,55%, 
das Budget des SHV Ried im Innkreis würde dann bereits im Jahr 2025 mit € 99,79 
Mio. an der 100 Mio. € Grenze sein.  
Es ist aber nicht nur der Bereich Pflege, sondern die allgemeine Sozialhilfe, die Min-
destsicherung, die Kinder- und Jugendhilfe und dergleichen, die für diese horrenden 
Kosten sorgen. Zum Vergleich im Jahr 2017 hat das SHV-Budget noch € 47 Mio. be-
tragen. Dass Steigerungen im SHV Bereich von 60% von 2017 bis 2024 für die 
Kommunen nicht mehr stemmbar sind, ist glaublich jedem verständlich. 
 
Der Krankenanstaltenbeitrag erhöht sich in unserer Gemeinde um € 42.000, - von € 
444.400, - auf ca. € 487.000, -. 
Die uns vom Land OÖ vorgeschriebenen Pflichtbeiträge SHV-Beitrag und Kran-
kenanstaltenbeitrag betragen in unserer Gemeinde im kommenden Jahr dann 
gesamt unglaubliche € 1.036.553, - oder 26,5% der Ausgaben des Voranschlags 
2024. 
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Dazu ist anzuführen, dass gerade die (aktuell noch) gute wirtschaftliche Lage unserer 
Gewerbetreibenden und Firmen dafür verantwortlich ist, dass die Kommunalsteuer-
einnahmen unserer Gemeinde sich sehr positiv entwickeln, anderenfalls wäre schon 
jetzt der ausgeglichene Voranschlag kaum zu erreichen. 
 
Zukünftig ist es nicht mehr tragbar, dass Entscheidungen der Bundespolitik im ge-
samten Migrationsbereich auf die Bürger/innen in den Gemeinden Auswirkungen im 
Härteausgleich haben. (z. B. verpflichtende wesentlich erhöhte Abgaben im Was-
ser/Kanalbereich, kein Winterdienst zwischen 22:00 und 06:00 Uhr, Einschränkungen 
der Vereinsförderungen, abgesehen von der eingeschränkten freien Gestaltung der 
Gemeinde, …) 
 
Die Bundes- und Landespolitik ist dringend gefordert, Maßnahmen zu setzen, um 
hier wirkliche und merkliche Entlastungen für die Gemeinden zu gewährleisten. 
 
Dazu die Aussage des OÖ Gemeindebundpräsidenten Mader aus der aktuellen Aus-
gabe der Gemeindebundzeitung zum Finanzausgleich vom Dezember 2023: 
 
„Der Zukunftsfond ist ein Kompromiss. Er wird aber NICHT reichen, um alle Heraus-
forderungen der Zukunft zu meistern – dazu braucht es mehr!“ 
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Zusammenfassung Voranschlag 2024 mit den „wichtigsten“ bzw. wesentlichsten 
Punkten: 
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Beratung: 
Der Vorsitzende BGM Walter Reinthaler und der Buchhalter Robert Eßl erläuterten 
den Voranschlag 2024 genauer. 
Vorbericht Seite 4 falsches Jahr. Wird durch Robert Eßl noch geändert. 
Keine weiteren Wortmeldungen. 
 
Antrag: Mein Antrag lautet, dem Voranschlag 2024 mit Einnahmen und 

Ausgaben in der Höhe von € 3.885.900,- in der zur Kenntnis 
gebrachten Form mit ausgeglichenen Einnahmen und Ausga-
ben die Zustimmung zu erteilen und ersuche dazu um ein 
Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmen (einstimmig) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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7. Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan 2024-2028 
Die Gemeinde hat im Mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan immer ein positives Ergebnis in der laufenden Geschäftstätigkeit bis 
auf das Jahr 2026 (2026  voraussichtliche SHV-Umlage 30%). 

 

 
 
 
Beratung:  
Der Vorsitzende BGM Walter Reinthaler und der Buchhalter Robert Eßl erläuterten den Mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan 
2024-2028 genauer. Keine weiteren Wortmeldungen. 
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Antrag: Mein Antrag lautet, den Mittelfristen Ergebnis- und Finanzplan für den Zeitraum 2024-2028 die Zustimmung zu 
erteilen. Hierzu ersuche ich um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 10 Zustimmen (GR Dominik Schneglberger war nicht im 
 Gemeinderatssaal, daher fehlt eine Stimme) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: GR Ernst Mayr 
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8. Sitzungsplan Gemeindevorstand und Gemeinderat 2024 
Folgender Vorschlag wird für die Sitzungspläne Gemeindevorstand und Gemeinderat 
gemacht. 
 
Sitzungsplan Gemeindevorstand: 
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Sitzungsplan Gemeinderat: 

 
 
 
Beratung: 
Keine weiteren Wortmeldungen. 
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Antrag: Mein Antrag lautet, die zur Kenntnis gebrachten Sitzungspläne 
für die Sitzungen des Gemeindevorstandes bzw. des Gemein-
derates im Jahr 2024 zu beschließen. Als Zeichen der Zustim-
mung ersuche ich um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmen (einstimmig) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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9. Land Oö. Sonder-BZ-Mittel 2023 
Mit Schreiben vom 20. Oktober 2023, IKD-2023-278629/8-Pr teilt die Abteilung 
Inneres und Kommunales der Gemeinde Ort im Innkreis mit, dass von der Oö. 
Landesregierung „Sonderbedarfszuweisungsmittel 2023“ in der Höhe von € 44.100,- 
zugewiesen werden. 
Die Verwendung der Mittel obliegt der eigenständigen Entscheidung des jeweiligen 
Gemeinderates (sprich keine Zweckbindung). 
 
Vorschlag: 
• Verwendung der Sonder-Bedarfszuweisungsmittel 2023 für die Finanzierung 

„Straßenbeleuchtung neu“ 
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Beratung: 
Der Vorsitzende BGM Walter Reinthaler erläutert die Mittel aus der Sonderbedarfs-
zuweisung 2023 genauer. Keine weiteren Wortmeldungen.  
 
 
 
Antrag: Mein Antrag lautet, die Mittel aus der Sonderbedarfszuweisung 

2023 in der Höhe von € 44.100,- für die Ausfinanzierung des 
„Projektes Straßenbeleuchtung neu“ zu verwenden. Als Zeichen 
der Zustimmung ersuche ich um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmen (einstimmig) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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10. Subventionen 
Es liegen derzeit folgende Ansuchen um eine jährliche Subvention einiger Orter 
Vereinen vor: 
• Pfarrmusik Ort im Innkreis Vorjahr € 5.600,- 
• Verein Bauernmuseum Osternach  Vorjahr € 2.200,- 
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Subventionsansuchen Pfarrmusik Ort im Innkreis: 
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Beratung: 
Der Vorsitzende BGM Walter Reinthaler erläutert die gewünschte Subvention genau-
er. Keine weiteren Wortmeldungen. 
 
 
 
 
Antrag: Der Antrag lautet, der Pfarrmusik Ort im Innkreis eine Subventi-

on in der Höhe von € 5.600, - zu gewähren. Dazu ersuche ich 
um ein Handzeichen als Zeichen der Zustimmung. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 11 Zustimmen 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: GR Martin Wiesner 
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Subventionsansuchen Verein Bauernmuseum Osternach: 
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Beratung: 
Der Vorsitzende BGM Walter Reinthaler erläutert die gewünschte Subvention genau-
er. Keine weiteren Wortmeldungen. 
 
 
 
Antrag: Der Antrag lautet, dem Verein Bauernmuseum Osternach eine 

Subvention in der Höhe von € 2.200, - zu gewähren. Dazu er-
suche ich um ein Handzeichen als Zeichen der Zustimmung. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 11 Zustimmen 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: GR Alois Bögl 
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11. Vergabe Spielplatzsanierung Ort und Osternach 
Nach der von der Firma Spiel-Raum-Creativ erfolgten Ausschreibung zu beiden Pro-
jekten sind die eingegangenen 3 Angebote verglichen und ein Vergabevorschlag an 
den Gemeinderat übermittelt worden.  
Der Vorschlag hinsichtlich der ungewissen, laut den Bestimmungen nur unter Aufla-
gen möglichen Förderung für den nicht öffentlichen Spielplatz Osternach wäre, hier 
eine Trennung beider Projekte und auch der einzelnen Gewerke durchzuführen. 
Aufgrund der Ausschreibung würden sich Kosten für beide Projekte idH von ca € 
170.000,- brutto - sprich eine Erhöhung von ca € 50.000,- brutto ergeben. 
Eine zeitlich getrennte Vergabe der Projekte durchzuführen, wird sicher zu einer Kos-
tensteigerung durch die allgemeine Teuerung führen. 
 
Das weitere Prozedere nach der Vergabe durch den Gemeinderat würde wie folgt 
aussehen:  

• 4. Dezember 2023  Beratung Gemeindevorstand 

• 14. Dezember 2023  Vergabe Beschluss Gemeinderat 

• 15. Dezember 2023  Verständigung der Firmen, die den Auftrag bekommen 
haben; Absage an Firmen, die nicht berücksichtigt werden 

• Dann über Weihnachten 10 Tage Stillhaltefrist 

• 27. Dezember 2023  Auftragsschreiben an die Firmen, die die Aufträge nun 
konkret bekommen. 

• Jänner 2024  Vergabegespräche mit den Auftragsfirmen (Randsteine, …) 
 
Herr Meier empfiehlt, die Aufträge mit Montage zu vergeben. Bei Montageleitung wä-
ren unsererseits ständig 3 Arbeiter zu stellen. Es wird auch so für die Bauhofarbeiter 
genug Arbeiten daneben geben. 
 
Die Vergabevorschläge der Bestbieter nach erfolgter Prüfung lauten wie folgt: 
Spielplatz Ort im Innkreis: 
Spielgeräte: Firma Moser, Thomatal/Lungau € 99.663,50 inkl.  Montage und 

MwSt. 
Garten/LandsB. Firma Großbötzl, Reichersberg € 27.455,27 inkl. Montage und 

MwSt. 
 
Spielplatz Osternach: 
Spielgeräte: Firma Penz, Arbesbach/NÖ, € 31.450,12 inkl. Montage und 

MwSt. 
Garten/LandsB. Firma Danninger, € 5.108,38 inkl. Montage und MwSt. 
 
Beratung: 
Der Vorsitzende BGM Walter Reinthaler und GR Manuel Partinger erläuterten die 
Spielplatzsanierungen in Ort und Osternach genauer. 
Es wurde über etwaige Firmensponsoren der Bäume gesprochen. 
Die Gemeinderatsmitglieder haben sich dazu entschlossen, je einen Baum zu Spen-
den. Einen für den Spielplatz Ort und einen für Osternach, genaueres siehe Punkt 
16. 
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Spielplatz Ort im Innkreis: 
 
Antrag 1: Spielgeräte  Firma Moser, Thomatal/Lungau € 99.663,50 inkl. 

Montage und MwSt. Als Zeichen der Zustimmung ersuche ich 
um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmen (einstimmig) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
 
 
Antrag 2: Garten/LandsB.  Firma Großbötzl, Reichersberg € 27.455,27 

inkl. Montage und MwSt. Als Zeichen der Zustimmung ersuche 
ich um ein Handzeichen. 

 
 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmen (einstimmig) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
 
 
 
Spielplatz Osternach: 
 
Antrag 3: Spielgeräte  Firma Penz, Arbesbach/NÖ, € 31.450,12 inkl. 

Montage und MwSt. Als Zeichen der Zustimmung ersuche ich 
um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmen (einstimmig) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
 
 
Antrag 4: Garten/LandsB.  Firma Danninger, € 5.108,38 inkl. Montage 

und MwSt. Als Zeichen der Zustimmung ersuche ich um ein 
Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmen (einstimmig) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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12. Erhöhung Erhaltungsbeiträge 
Mit 1. Jänner 2021 ist die Oö. ROG-Novelle 2021 in Kraft getreten und damit haben 
sich einige Änderungen im Zusammenhang mit Aufschließungs- und 
Erhaltungsbeiträge ergeben. Im §28 Abs. 3 Oö. ROG 1994 wurde die Ermächtigung 
geschaffen, dass Gemeinden durch einen Beschluss des Gemeinderates in Form 
einer Verordnung für das gesamte Gemeindegebiet über die gesetzlichen Beträge 
hinaus den Erhaltungsbeitrag für die Aufschließung durch eine 
Abwasserentsorgungsanlage bzw. eine Wasserversorgungsanlage jeweils bis zum 
Doppelten pro m² anheben können, sofern dies zur Deckung der tatsächlich 
anfallenden Erhaltungskosten bzw. aus Gründen der Baulandmoblisierung 
erforderlich ist. 
In der Gemeinderatssitzung 2/2022 vom 23. Juni 2022 unter dem 
Tagesordnungspunkt 12 wurde bereits eine Erhöhung der Erhaltungsbeiträge für das 
Jahr 2023 um 100 % beschlossen. Laut Telefonat mit der IKD beim Land OÖ hätte 
jedoch eine ordentliche Begründung bei dem Gemeinderatsbeschluss angeführt 
werden müssen, diese wurden in der Sitzung vom 23. Juni 2022 nicht angeführt und 
des Weiteren wird eine Stellungnahme des Ortsplaners zu der Erhöhung verlangt, da 
sonst eine Verordnungsprüfung nicht möglich ist. Eine Erhöhung wurde deshalb 
bisher auch nicht durchgeführt.  
Es wurde eine entsprechende Stellungnahme nun bei unserem Ortsplaner eingeholt. 
In dieser ist eindeutig ersichtlich, dass die Gemeinde Ort im Innkreis die 
Erhaltungsbeiträge aus Gründen der Baulandmobilisierung verdoppeln sollte. 
Ebenfalls wurde die Gemeinde seitens der Oö. Landesregierung im Rahmen der 
Gesamtänderung des Flächenwidmungsplanes darauf hingewiesen, dass 
Maßnahmen zu setzen sind, um die Baulandreserven zu reduzieren, z. B. sollen die 
Erhaltungsbeiträge erhöht werden (siehe unten eingefügte Schriftstücke). 
Außerdem wird auch der Aspekt der tatsächlich anfallenden Erhaltungskosten erfüllt, 
da die Gemeinde Ort im Innkreis eine eigene Wasserversorgungsanlage errichtet 
hat, welche erhebliche Kosten verursacht hat. 
Der Gemeinderat soll in seiner Sitzung nun folgende Verordnung über die Erhöhung 
des Erhaltungsbeitrages auf das Doppelte pro m² per 1. Jänner 2024 beschließen: 
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Beratung:  
Der Vorsitzende BGM Walter Reinthaler erläutert die gewünschten Subventionen 
genauer. Keine weiteren Wortmeldungen. 
 
 
 
 
Antrag: Der Antrag lautet, der Gemeinderat möge die Verordnung zur 

Erhöhung der Erhaltungsbeiträge um 100 %, ausgehend von 
den bisher gültigen Beiträgen und die Stellungnahme des Orts-
planers beschließen. Als Zeichen der Zustimmung ersuche ich 
um ein Handzeichen. 
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Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmen (einstimmig) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
 
 
13. Anpassung Abfallordnung 
Durch den Todesfall von Alois Egger als Betreiber der Kompostieranlage in Kellern 4 
im Vorjahr ist es notwendig, unsere Abfallordnung neu anzupassen, zumal Herr Alois 
Egger schon im Mai 2021 die dauerhafte Einstellung von nicht gefährlichen Abfällen 
beim Land Oö. angezeigt hat. 
Diesbezüglich langte bereits Ende 2022 eine Aufforderung der Direktion Umwelt und 
Wasserwirtschaft des Amtes der Oö. ein, wobei zu diesem Zeitpunkt die 
Weiterführung der Kompostieranlage noch nicht gesichert war. Daher wurde um 
Fristerstreckung unsererseits angesucht.  
Weiters wurden jetzt in Zusammenarbeit mit dem BAV Anpassungen in der 
Abfallordnung eingearbeitet. 
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Beratung: 
Der Vorsitzende BGM Walter Reinthaler erläutert die Änderungen der Abfallordnung 
genauer. Keine weiteren Wortmeldungen. 
 
 
 
 
Antrag: Der Antrag lautet, der Gemeinderat möge die vorliegende Än-

derung der Abfallordnung beschließen. Als Zeichen der Zu-
stimmung ersuche ich um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmen (einstimmig) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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14. Benützungsverordnung gemeindeeigener Objekte 
Für die Benützung von gemeindeeigenen Objekten ist einerseits eine Benützungs-
ordnung und eine Tarifordnung vom Gemeinderat zu beschließen. 
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Beratung: 
Gemeindeeigene Vereine können um eine Förderung ansuchen in der Gemeinde, 
solange diese keine Abgangsgemeinde ist. 
Keine weiteren Wortmeldungen. 
 
 
 
Antrag: Der Antrag lautet, der Gemeinderat möge die vorliegende Be-

nützungsordnung für die angeführten gemeindeeigenen Objek-
te beschließen. Als Zeichen der Zustimmung ersuche ich um 
ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmen (einstimmig) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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15. Tarifordnung für die Benützung gemeindeeigener Objekte 
Wie im vorherigen Tagesordnungspunkt bereits angeführt, sind für die Benützung der 
gemeindeeigenen Objekte Tarife festzusetzen und einzuheben, um hier auch anfal-
lende Kosten zumindest abzufedern bzw. abzudecken. 
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Beratung: Keine weiteren Wortmeldungen. 
 
 
 
Antrag: Der Antrag lautet, der Gemeinderat möge die vorliegende Tarif-

ordnung für die Benützung gemeindeeigener Objekte beschlie-
ßen. Als Zeichen der Zustimmung ersuche ich um ein Handzei-
chen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 11 Zustimmen 
Gegenstimmen:  
Stimmenthaltungen: GR Ernst Mayr 
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16. Rückkaufvertrag Parz. 574/13 
Wie bereits in der letzten Gemeinderatssitzung beschlossen, wollen und können die 
Verkäufer Doblhammer und Wollbold dieses Grundstück aufgrund der sich geänder-
ten wirtschaftlichen Verhältnisse innerhalb der geforderten 5 Jahre nicht bebauen. 
Der Gemeinderat hat in seiner letzten Sitzung den Rückkauf zu den festgelegten Be-
dingungen bereits beschlossen. Heute soll der vom Notar Mag. Hauser errichtete 
Kaufvertrag beschlossen werden. Die Kosten für die Vertragserrichtung und die Ab-
wicklung des Rückkaufs übernimmt die Gemeinde. 
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Beratung: Keine weiteren Wortmeldungen. 
 
 
 
Antrag: Der Antrag lautet, der Gemeinderat möge den vollinhaltlich zur 

Kenntnis gebrachten Kaufvertrag zwischen den Eheleuten 
Doblhammer/Wollbold und der Gemeinde Ort im Innkreis über 
den Rückkauf der Parzelle 574/13 beschließen, wobei die damit 
verbundenen Kosten von der Gemeinde Ort als Käufer zu tra-
gen sind. Als Zeichen der Zustimmung ersuche ich um ein 
Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmen (einstimmig) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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17. §90 straßenpolizeiliche Bewilligung + §43 Verordnung WEV Innviertel 
Zur Durchführung der dem Wegerhaltungsverband Innviertel übertragenen Aufgaben 
muss die Gemeinde für die Dauer von 5 Jahren eine straßenpolizeiliche Bewilligung 
gemäß § 90 und eine Verordnung gemäß § 43 StVO erlassen. 
Die § 90 straßenpolizeiliche Bewilligung und die § 43 StVO Verordnung werden dem 
Gemeinderat vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. 
 
§90 straßenpolizeiliche Bewilligung: 

 



Seite 77 von 88 

 



Seite 78 von 88 

 



Seite 79 von 88 

 



Seite 80 von 88 

 
 
 



Seite 81 von 88 

§43 StVO Verordnung: 
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Beratung: Keine weiteren Wortmeldungen. 
 
 
 
 
Antrag:  Der Antrag lautet, der Gemeinderat möge die oa Verordnung 

gemäß § 90 STVO (straßenpolizeiliche Bewilligung) iVm § 43  
bzw § 94d StVO betreffend Arbeiten des Wegerhaltungsver-
bandes Innviertel auf Güterwegen der Gemeinde Ort im Inn-
kreis wie oben angeführt für den Zeitraum vom 1. Jänner 2024 
bis 31. Dezember 2028 beschließen. Als Zeichen der Zustim-
mung ersuche ich um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmen (einstimmig) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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18. Art. 6 EED III Energiesparziel von öffentlichen Gebäuden 
Gemäß Beschluss der EU vom 13. September 2023 haben die Gemeinden gemäß 
Art 6 der EU Richtlinie 2023/1791 zur Energieeffizienz und zur Änderung der EU-
Verordnung 2023/955 (EED III bezeichnet) eine Gebäudeerhebung öffentlicher Ge-
bäude und Berechnung des 2030 Energiesparziels durchzuführen. Mit dieser Thema-
tik ist der Gemeinderat zu befassen. (siehe beiliegendes Schreiben der IKD-2023-
172818/17-Um vom 21.11.2023) 
 
Die IKD und der Oö. Gemeindebund empfiehlt, zur Umsetzung dieser Vorgaben die 
Variante Art 6, Abs 6 der angeführten EU-Verordnung zu beschließen. 
 
Information des Gemeindebundes der Steiermark: 
Vorbildfunktion der Gebäude öffentlicher Einrichtungen (Bund/Länder und Gemein-
den) 
Mit der Energieeffizienzrichtlinie III (EED III)1 kommen auf öffentliche Einrichtungen 
neue Verpflichtungen zu. Wessen Gebäude sind von der Renovierungsverpflichtung 
betroffen? Die Renovierungsverpflichtung betrifft Gebäude des Bundes, der Länder 
und insbes. jene von Städten und Gemeinden. Aus Art. 6 Abs. 1 EED III ergibt sich 
ab Oktober 2025 die Verpflichtung zur Sanierung von jährlich 3 % der beheizten 
und/oder gekühlten Gebäude öffentlicher Einrichtungen, die zum 1.1.2024 nicht dem 
Standard eines Niedrigstenergiegebäudes2 entsprechen und deren Gesamtnutzflä-
che mehr als 250 m2 beträgt. Gibt es eine alternative Möglichkeit zur Erfüllung dieser 
Verpflichtung? Die EED III sieht auch die Möglichkeit vor, dass anstelle der Sanie-
rung von 3 % der Gebäude öffentlicher Einrichtungen ein alternativer Ansatz (Art. 6 
Abs. 6) gewählt werden kann. Beim alternativen Ansatz können Energieeinsparmaß-
nahmen gesetzt werden, die den Energieeinsparungen einer jährlichen 3 % -
Sanierungsquote entsprechen. Die Entscheidung über die Wahl des alternativen An-
satzes ist vom Mitgliedsstaat bis spätestens Ende 2023 an die Europäische Kommis-
sion zu notifizieren (für die Gemeinden ist daher eine Meldung an das jeweilige Bun-
desland bis Ende November 2023erforderlich). Der alternative Ansatz entbindet nicht 
von der Erfüllung der jährlichen 3%-Sanierungsquote bis 2040, jedoch wird damit die 
Möglichkeit eröffnet, bis 2030 der Verpflichtung gemäß Art. 6 Abs. 1 EED III durch 
kostengünstigere Maßnahmen (z.B.: durch Heizungsoptimierungen, Teilsanierungen, 
Monitoring des Energieverbrauchs) nachzukommen. Zudem besteht auch beim alter-
nativen Ansatz die Möglichkeit, alle Sanierungen auf den Standard eines Niedrigs-
tenergiegebäudes einzurechnen. Der alternative Ansatz erweitert somit die Hand-
lungsoptionen betroffener öffentlicher Einrichtungen bis zum Jahr 2030, die jährliche 
Sanierungsquote von 3% bis 2030 zu erfüllen. Der alternative Ansatz erweitert somit 
den Handlungsspielraum für die Erfüllung der Verpflichtungen gemäß Art. 6 EED III 
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Beratung: Keine weiteren Wortmeldungen. 
 
 
Antrag: Der Antrag lautet, die Gemeinde Ort im Innkreis wird die Um-

setzung der EU-Verordnung 2023/955 (EED III bezeichnet) 
gem. Art. 6, Abs. 6 zur Energieeinsparung in Gebäuden öffent-
licher Einrichtung anwenden.  

 (Beschluss notwendig, keine Meldung an IKD) 
 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmen (einstimmig) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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19. Spende Sitzungsgeld 
 
Es ist schon Tradition, dass das Sitzungsgeld der „Weihnachtssitzung“ für soziale 
Zwecke (Ankauf von Krankenbetten, Spenden an unsere KBE…udgl.) gespendet 
wird. 
Der GV hat ebenfalls über die mögliche heurige Verwendung beraten. 
Hier kam die Idee, als GMR einen Baum im Zuge des Projektes Kinderspielplatzneu-
gestaltung zu spenden. (9 Bäume würden am Spielplatz in Ort neu gepflanzt wer-
den.) Mit der zur Verfügung stehenden Summe von € 520,- würde ein Baum jeden-
falls gekauft werden können. 
 
 
 
 
 
 
Beratung: 
Es wurde beschlossen jeweils einen Baum am Spielplatz in Ort und einen in Oster-
nach anzukaufen. 
 
 
Antrag: Mein Antrag lautet, das Spendengeld der heutigen Sitzung zum 

Ankauf jeweils eines Baumes für den Spielplatz Ort und Oster-
nach zu verwenden. 

 
 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmen (einstimmig) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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20. Allfälliges 
• Info Schreiben Bezirkshauptmannschaft Ried im Innkreis bezüglich Verkehrsbe-

schränkung Anliegerverkehr Parz 1559 
• Info Aufnahme Lehrling und Ferialkraft 

 
 
 
 
Der Vorsitzende Bürgermeister Walter Reinthaler schließt die Sitzung um 21:50 Uhr. 


